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ZUSATZANTRAG 

 

der Abgeordneten Kasser, Dorner, Mag. Hackl und Mag. Keyl 

 

zum Antrag betreffend Schaffung von Rahmenbedingungen für innovativen und 

raschen Netzausbau im Sinne der Energiewende, Ltg.-127/A-1/19-2023 

 

betreffend Batteriespeicher als zusätzliches Mittel zur Netzentlastung 

 

Ein sicheres und stabiles Stromnetz ist für alle Niederösterreicherinnen und 

Niederösterreicher essenziell. Mit dem vorliegenden Antrag, Ltg.-127/A-1/19-2023, 

werden notwendige Rahmendbedingungen für den innovativen und raschen 

Netzausbau von Seiten des Bundes eingefordert. 

 

Gerade durch den verstärkten Ausbau von PV-Anlagen wird das Stromverteilnetz 

besonders belastet. Zur weiteren Integration von Photovoltaikanlagen ist daher ein 

möglichst hoher Eigenverbrauch des eigenen Stromes wichtig. Die Energie soll nach 

Möglichkeit dort verbraucht werden, wo sie auch erzeugt wird. Dazu sind 

Batteriespeicher ein zentraler Hebel. In Zeiten der Überproduktion kann Sonnenstrom 

eingespeichert und dann abends sowie in der Nacht verbraucht werden.  

 

Im Rahmen der Investitionszuschüsse-Verordnung des Erneuerbaren-Ausbau-

Gesetzes (EAG) werden Batteriespeicher jedoch nur bei Neuerrichtung oder 

Erweiterung einer PV-Anlage gefördert. Eine sinnvolle Nachrüstung von 

Speicheranlagen bei bestehender Photovoltaik kann nur über den Klima- und 

Energiefonds (KLIEN) gefördert werden. Diese Förderung war heuer bereits Ende des 

ersten Halbjahres ausgeschöpft. Hier sind dringend weitere Mittel zur Forcierung von 

Speichersystemen zur Erhöhung des Eigenverbrauches und Entlastung der Netze 

nötig. 
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Zu diesem Umstand kommt, dass künftig die Verteilnetzbetreiber verpflichtet sind 

Entschädigungszahlungen an Kraftwerksbetreiber zu leisten, wenn deren produzierte 

Energiemengen nicht ins Netz eingespeist werden kann. Diese regional sehr 

unterschiedlichen Entschädigungszahlungen stellen eine enorme zusätzliche 

Belastung der Netzkundinnen und Netzkunden einzelner Bundesländer dar. Die 

allgemeinen Netzbedingungen der APG sollten daher dringend überarbeitet werden. 

 

 

Die Gefertigten stellen daher folgenden  

 

A n t r a g: 

 

Der Hohe Landtag wolle beschließen:  

 

„Die NÖ Landesregierung wird ersucht, an die Bundesregierung heranzutreten und 

diese aufzufordern,  

1) die Unterstützung für die Anschaffung von PV-Batteriespeicher deutlich zu 

erhöhen und eine kontinuierliche Antragstellung zu ermöglichen sowie  

2) die neu geschaffenen Grundlagen für Entschädigungszahlungen zu 

überarbeiten.“  

 

 


